
Gemeinde Stegen
Landk¡eis Breisgau-Hochschwarzwald

öRTLICHE BAUVORSCHRIFT

der Gemeinde SÈegen über die Stellplatzverpflichtung für
Wohnungen

Àufgrund von s 4 der Gemeindeordnung für Baden-!'lùrttemberg'
(Ge¡nO) und des s 74 Abs, 2 Nr. 2 der Landesbauordnunq für Baden-
Württemberq (LBO) i.d.F. vom 8. August 1995 (GBI' S' 61?), hat
der Gemeinâerat der Gemeinde Stegen am 23. April 1996 folgende
örtliche Bauvorschrif t beschlossen :

S1

Geltungsbereich

Die vorschriften dieser satzunq gelten fÍ-ir folgende Teilbereiche
des Gemeindegebietes der Gemeinde Stegen:

Für 'den Ortsteil Stegen in den Bereichen der Bebauungspläne
"Großacker,',,'Großmatie", "Jägerandreas", "Oberbirken",
"OberIeien", "Schloßacker I", "Schloßacker II" und "Stockacker"
sowie innerhaÌb cier im Zusammenhang bebauten ortsteile entlang
den Landesstraßen L I21 | L 133, "stegen-Innerori" und

"Unterbirken".

Für den ortstêil Eschbach in den Bereichen der Bebauungspläne
"Sonmerberq" und "Reckenberg" , sowie in den Bereichen entJ-ang
der Landesstraße L 721 und den AußenbereichssatzunEen
"Berlachen", und "Obertal" sowie im Bereich der Innen-
bereichssatzung "Hintereschbach"'

Eilr den ortsteil wittental in den Bereichen der Bebauungspläne
,,Albrechtenhof" und "Bachmättle,/Eichbühl/Hannissenhof", sowie
filr die Bereiche der Bebauung'entlang der "Fohrenbühlstraße",
der "Wittentalstraße" und der "Attentalstraße".

s2
Festlegung

Die stetlplatzverpfrichtunq für wohnunsen (S 37 Al:s' I LBo) wird
furdaewonnungen/oreorreffiLaircre55c;ä;Ë.r-.Zl*;¡
L 133 erschlossen werden auf 2 Stellplätze, für die übrì-gen
Wohnungen auf 1,5 Stellplätze erhöht' S 37 LBo qilt für diese
SteJ.lp1ätze entsPrechend.

Erl_äuternd hierzu wird festgelegt, daß die errechnete Anzahl der
zu erstellenden Stellplätze gegebenfalls aufzurunden ist'



2

s3
Àus nahme regel ung

FLIr Wohnungen, die ei von 40 ç¡tn nicht
tlberschreiten, kann, abwei tsetzung in S 2' von

einer Erhöhung der Stellp der Àusnahme und im

Einvernebmen der Gemeinde

s4

Ordnungswidrigkei ten

Ordnungswidrig irn Sinne von S 75 LBO handelt'
von S 74 tBO ergangenen Festsetzungen dieser
hande I t .

t¡/er den aufgrund
satzung zuwider-

ss
Inkrafttreten

DíesesatzungtrittmitderortsilblichenBekanntmachungnachS
12 BauGB in Kraft.

S tegen, en 23. April 1996

(Kuster)
Br.lrgermeis Ler

FreibrÍ Cel

Lanoiatser,il

Hinwei s

Es wírcl beschlossen, in den unLer s 1 genannten Bebauungsplänen,
rnnen- und Außenbereichssatzungen, folgenden Hinweis
aufzunehmen:

"Auf die örtIi.che Bauvorschrift der Gemeinde Stegen iiber die
SfelLplatzverpfJ-ichtung für wohnungen wird hinq¡ewiesen"'

Genefurnigt

1 3' Mai 1996

,I Rar'rrrnil'lg:t
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sind.

Äusgefertigt: Stegen, den 24. Mai 1996

sornit am 11. 06 . 1996 rechtsverbindlich

öf f enÈ1 iche Bekanntnachunçt ;

Die örtliche Bauvorschrift der Gemeinde stegen über die stell-
platzverpflichtung für 3 ' 04 ' 1996 als Satzung
Èeschloslen und gemäß h bekanntgemacht' Der
Anschlag an der Verk thauses erfolgte vom

31,05. 1é96 bis 10. 06 Bauvorschrif t v'rurde

(Kuster)
Bürgermeister

(Kuster )

Bürgermeister

BEGRUNDUNG

zur örtlichen Bauworschriff der Gemeinde
Ste.Llplatzwerpfliehtung für wohnungen vom 23

s t.eç,en ül¡er di e
April 1996

F\lr die Wohnung'en, die über die L 127 und die L 133 erschlossen
werd,en, ist eine Erhöhung der Stellplatzverpflichtung auf 2

Sbellplätze erforderLich, da eine Parkierung der Landesstraße
aus Grunden der sicherheit und LeichcigkeiL, des verlcehrs nicht
erwünscht ist. Zudem bestehE in urunitteLbarer Umgebung keine
Abstellmöglichkeit filr Kraftfahrzeuge auf öífentlichen Flächen.

Filr die rrrohnunqen in den jewei.ligen Bereichen der in S f

öffentlicher SLeIlflächen nicht zu'
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In den Außenbereichen "Berlachen", ":iint3reschbach" und
,'ObertaI,' sowiê in den Bereichen ',Unterbirken", "l,littenLaI-
straße", "AttentaÌstraße" und "Fohrenbühlstraße" lassen die z'T'
engen straßen und die rnittlerweile schon verdichteLe tsebauunq
eine Parkierung der öffentlichen Straßen ebenfalls nicht zu'

InsgesamC läßE sich ftìr das gesamte GerneindegebieI aussagen, daß

es Iandwirtschaftlich geprágE ist und dadurch neben Cen

eigenElichen Iandwirtschaftfichen Fahrzeugen auch t.äglich der
MiÍchwagen und i{olzabfuhrfahrzeuge durch das Gemeindegebiet
fahren. Schon in der VergangenheiE haben parkende Fahrzeuge auf
öfíentlichen Straßen is tsesch'¡erden aus den Reihen der
landwirtschaftlichen Betriebe sowie deren ZuLiefer- bzw '
ÀbholunLernehmen geiührt.

Zudem wird im gesamten Gemeindegebiet Ílinterdienst durchgeführt,
der schon in den vergangenen iahren erheblich durch parkende
Kraftiahrzeuge auf den öffentlichen Straßen behindert wurde, wa

wiederum zu Be'schwerden aus der Öffenblichkeit iührte '

Auch' der 
' 

AusËauzustand , und die Leistungsiähigkeit des
Öffentlichen Personennahverl<ehrs' (0Pl'ru) ist in der Gemeinde
Stegen rnit der vorhandenen Ver.zweigung durch'die Ortsteile, als
unbåfriediqend zu bezelchnen. Ís isi in naher Zukunit nicht zu

ern/arten/ áaß es eine Verlagerung vom PK9¡ hin zum Öffenblichen
Personennahvarkehr geoen wird. .ì.us diesem Grund kann auch nicht
mit einer Reduzierung der SEellplalzzanL gerechnet rverden'

Um zusätzlichen .\rger, Schwierigkeiten und Beschwerden
.¡orzubeugen ist beabsièhLigt, nit dieser SaEzung dle .F¡rzahl der
auf öffenllichen Straßen abgestallEen :<raf-Lfahrzauge nicht noch
weit¿r zu erhöhen. Àus diáse¡n Grund rvird zur Erreichung cier
Ziele dieser Satzung bei der Errechnung der SbellpIatzanzahL bei
BruchLeilen von 0,5 auÍ volle Stellplätze aufgerundet (vgl' S 2)

ErIäuternd zu 5 3 (Ausnahmeregelung) wird darauf hingewiesen,
daß es sich bei der Wohnfläche von 40 qn um einen ErfahrungswerL
handelt, der auch den Gegebenheiten der Gemeinde Stegen ftir
einen l-Personenhaushalt entsprlchL. Aus diesem Grund erscheint
die Àusnahmeregelung auch aus verkehrlicher Sicht als
vertretbar.

Stegen, den 23. April 1996

Kus ter )

Btlrgermeis ter

Genehmígt

(


